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§ Abstimmungstext

EidgenössischeVolksinitiative «Für ein steuerlich begünstigtes

Bausparen zum Erwerb von selbst genutztemWohneigentum

und zur Finanzierung von baulichen Energiespar- und

Umweltschutzmassnahmen (Bauspar-Initiative)»

1 SR 101

I

Die Bundesverfassung1 wird wie folgt geändert: 

Art. 129a (neu) Besteuerung von Bauspareinlagen 
1 Die Kantone können, während einer Spardauer von höchstens zehn aufeinander-
folgenden Jahren, Bauspareinlagen von der Vermögenssteuer und die auf dem Bau-
sparkapital angewachsenen Zinsen von der Einkommenssteuer befreien. 
2 Die Kantone können zudem vorsehen, dass Bauspareinlagen zum Zweck nach 
Absatz 3 Buchstabe a bis zu einem jährlichen Betrag von 15 000 Franken und zum 
Zweck nach Absatz 3 Buchstabe b bis zu einem jährlichen Betrag von 5000 Franken 
von den steuerbaren Einkünften abgezogen werden können; ein solcher Abzug ist 
auf höchstens zehn Jahre befristet. Gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten können 
diesen Abzug je für sich beanspruchen. Die Bundesversammlung kann die Höchst-
beträge mit einer Verordnung der Teuerung anpassen. 
3 Bauspareinlagen im Sinne dieses Artikels müssen folgenden Zwecken dienen: 

a. dem erstmaligen entgeltlichen Erwerb von selbst genutztem Wohneigentum 
an einem schweizerischen Wohnsitz; oder 

b. der Finanzierung von Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen für selbst 
genutztes Wohneigentum an einem schweizerischen Wohnsitz. 

4 Die Bauspareinlagen können je nur einmal, aber nicht gleichzeitig, für die Zwecke 
nach Absatz 3 und nur von volljährigen, in der Schweiz wohnhaften Personen ge-
äufnet werden. 
5 Sie sind bei einer der Aufsicht des Bundes unterstellten Bank anzulegen. 
6 Die Bauspareinlagen und die gutgeschriebenen Zinsen dürfen nicht verpfändet 
werden. 
7 Die Kantone können eine Altersbegrenzung für die bausparberechtigten Personen, 
einen jährlichen Bauspareinlage-Minimalbetrag und eine Minimalspardauer vorse-
hen.
8 Die geäufneten Bauspareinlagen und die gutgeschriebenen Zinsen werden nach 
Massgabe der kantonalen Regelungen als Einkommen nachbesteuert, wenn: 

a. die Bauspareinlagen nicht innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf der maxi-
malen Spardauer oder ab dem Zeitpunkt eines früheren Bezuges zweck-
gemäss verwendet werden; wird nur ein Teil der Bauspareinlagen und gut-
geschriebenen Zinsen innerhalb dieser Frist nicht zweckgemäss verwendet, 
so wird nur dieser Teil als Einkommen nachbesteuert; 
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b. die bausparende Person stirbt und deren Bauspareinlagen nicht vom über-
lebenden Ehegatten oder den Nachkommen für die Restzeit als eigene Bau-
spareinlagen fortgesetzt werden; 

c. in den ersten fünf Jahren nach dem Erwerb gemäss Absatz 3 Buchstabe a die 
Nutzung des Wohneigentums auf Dauer geändert oder das Wohneigentum 
an Dritte abgetreten wird, ohne dass der erzielte Erlös zum Erwerb eines 
gleich genutzten Wohneigentums in der Schweiz verwendet wird. 

9 Beim Wegzug in einen anderen Kanton wird die Besteuerung der Bauspareinlagen 
aufgeschoben. Die Kantone treffen eine Regelung, wonach der Steueraufschub 
entfällt und eine Nachbesteuerung nach Absatz 8 erfolgt, wenn die Bauspareinlagen 
in dem anderen Kanton nicht zweckgemäss verwendet werden. 
10 Die Kantone können Härtefallregelungen vorsehen für Fälle, in denen sich aus 
Nachbesteuerung der Bauspareinlagen sachlich ungerechtfertigte Belastungen erge-
ben.
11 Die Kantone erlassen Regelungen, um Missbräuche bei der steuerlichen Begüns-
tigung des Bausparens zu verhindern. 

Art. 129b (neu) Besteuerung von Bausparprämien 
Die Kantone können Bausparprämien im Zusammenhang mit Bauspareinlagen für 
erstmalig entgeltlich erworbenes und selbst genutztes Wohneigentum in der Schweiz 
oder für die Finanzierung von Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen für 
selbst genutztes Wohneigentum in der Schweiz von der Einkommenssteuer befreien. 
Die Kantone sind für die Regelung der Einzelheiten zuständig. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt: 

Art. 197 Ziff. 8 (neu)2

8. Übergangsbestimmungen zu den Artikeln 129a und 129b 
Bis zum Inkrafttreten der an die Artikel 129a und 129b angepassten Bundesge-
setzgebung können die Kantone Bestimmungen unmittelbar gestützt auf die Arti-
kel 129a und 129b erlassen. 

2 Da mit der Volksinitiative keine bestehende Übergangsbestimmung ersetzt werden soll, 
wird die definitive Nummerierung der Ziffer zu diesem Artikel nach der Volksabstim-
mung eingefügt. Die definitive Nummerierung richtet sich nach der Chronologie der in 
den Volksabstimmungen angenommenen Änderungen. Die Bundeskanzlei nimmt die ent-
sprechenden Anpassungen anlässlich der Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung 
des Bundesrechts (AS) vor. 


